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Aktenzeichen  

bei Antwort bitte angeben 

 

Frau Stettner 

Telefon: 0211 4566-267 

Nina.stettner@munv. 

nrw.de 

 

Umsatzsteuer 

ID-Nr.: DE 306 505 705 

 

Entwurf einer Verordnung zur Erstellung kommunaler Klimaan- 

passungskonzepte (Klimaanpassungskonzeptverordnung –  

KlAnKVO)  

- Einleitung der Verbändeanhörung und Einleitung des Beteili-

gungsverfahrens nach dem KonnexAG 

Information des Landtags 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

das Kabinett hat in seiner Sitzung am 5. Mai 2026 beschlossen, die Ver-

bändeanhörung sowie das Beteiligungsverfahren nach dem KonnexAG 

zum Entwurf einer Verordnung zur Erstellung kommunaler Klimaanpas-

sungskonzepte einzuleiten. 

Parallel dazu übersende ich Ihnen den o.g. Verordnungsentwurf, mit der 

Bitte um Weiterleitung an die Damen und Herren Abgeordneten. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Oliver Krischer  
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Verordnung zur Erstellung kommunaler Klimaanpassungskonzepte 

(Klimaanpassungskonzeptverordnung – KlAnKVO) 

 

 

Vom X. Monat JJJJ 

 

Die Landesregierung verordnet aufgrund des § 5 Absatz 3 des Klimaanpassungsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 910), das zuletzt durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom [Datum und Fundstelle des Gesetzes zur Änderung des 

Klimaanpassungsgesetzes Nordrhein-Westfalen, LT-Drs. Nr. 18/18827] geändert worden ist:  

 

 

§ 1 

Verpflichtete Stellen 

 

(1) Verpflichtet zu der Erstellung von Klimaanpassungskonzepten im Sinne des § 5 Absatz 3 

des Klimaanpassungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 910), das 

zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom [Datum und Fundstelle des Gesetzes zur Änderung 

des Klimaanpassungsgesetzes Nordrhein-Westfalen, LT-Drs. Nr. 18/18827] geändert worden 

ist, in der jeweils geltenden Fassung, sind Gemeinden.  

(2) Absatz 1 gilt nicht für Gemeinden, die bis zum 31. Dezember 2026 Mittel für die 

Erstellung eines Nachhaltigen Anpassungskonzeptes für die Zuständigkeiten der Gemeinde 

über die Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des 

Klimawandels vom 15. September 2021 (BAnz AT 07.12.2021 B6) in der am 14. Dezember 

2023 geltenden Fassung, die Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen zur Anpassung an die 

Folgen des Klimawandels vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 19.01.2024 B5) in der am 5. 

Dezember 2024 geltenden Fassung und die Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen zur 

Anpassung an die Folgen des Klimawandels vom 6. November 2024 (BAnz AT 04.12.2024 

B4) bewilligt bekommen haben. 

 

§ 2 

Interkommunale Zusammenarbeit 

 

Mehrere Gemeinden können unter Berücksichtigung der kommunalen Organisations- und 

Kooperationshoheit ein gemeinsames Klimaanpassungskonzept erstellen, sofern die 

Kooperationsformen nach den Vorschriften des Gesetzes über kommunale 

Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. 

S. 621), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. S. 618) 

geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, zugelassen sind. 

 

§ 3 

Mindestanforderungen an Klimaanpassungskonzepte 

 

(1) Ein Klimaanpassungskonzept nach dieser Verordnung umfasst: 

1. die Darstellung der Klimaentwicklung und Klimafolgen nach Absatz 2, 

2. die Betroffenheitsanalyse nach Absatz 3 und 

3. den Maßnahmenkatalog nach Absatz 4 unter Beteiligung der Träger öffentlicher  

Aufgaben. 

(2) Für die Darstellung der Klimaentwicklung sind die heutigen und möglichen zukünftigen 

klimatischen Bedingungen der Gemeinde in geeigneter Form darzustellen. Für mögliche 



 

 

zukünftige klimatische Bedingungen ist mindestens ein Hochemissionsszenario, jeweils für 

die Mitte des Jahrhunderts (2031-2060) und die ferne Zukunft (2071-2100) zu betrachten. 

Mindestens abzubilden sind die Gegenwart und die mögliche Entwicklung der 

Jahresmitteltemperatur, der Anzahl der Sommertage, der Anzahl heißer Tage, der Anzahl der 

Tropennächte, der Anzahl der Hitzewellen, der Jahresniederschlagssummen sowie der 

Sommer- und Winterniederschläge. Zudem sind mindestens die heutigen Klimafolgen Hitze, 

Trockenheit, Starkregen und Hochwasser zu analysieren und räumlich darzustellen. Für die 

Darstellung der Klimaentwicklung und Klimafolgen können insbesondere die vom Landesamt 

für Natur, Umwelt und Klima Nordrhein-Westfalen bereitgestellten Datenaufbereitungen 

verwendet werden. 

(3) Die Betroffenheitsanalyse umfasst räumliche Auswertungen und textliche Erläuterungen 

der ermittelten Verwundbarkeiten gegenüber Klimafolgen im Gebiet der Gemeinde. Die 

Verwundbarkeiten sollen interdisziplinär für die relevanten Handlungsfelder betrachtet 

werden. Die Auswahl der relevanten Handlungsfelder trifft die Gemeinde.  

(4) Der Maßnahmenkatalog umfasst Klimaanpassungsmaßnahmen für alle relevanten 

Handlungsfelder, ist auf die örtlichen Gegebenheiten bezogen und kann sowohl 

konzeptionelle und planerische als auch konkrete bauliche sowie informative und 

partizipative Maßnahmen beinhalten. Er umfasst  

1. Maßnahmen, die aufgrund der Zuständigkeit der Gemeinde von dieser umgesetzt werden 

können, und 

2. Empfehlungen zu möglichen Maßnahmen der Träger öffentlicher Aufgaben. 

Die Maßnahmen nach Satz 2 Nummer 1 sind untereinander für eine Umsetzung zu 

priorisieren. Die Darstellung der Maßnahmen nach Satz 2 Nummer 1 umfasst mindestens die 

Kategorien Titel der Maßnahme, adressierte Klimafolgen, inhaltliche Beschreibung der 

Maßnahme, voraussichtliche Kosten oder Kostenfaktoren, räumliche Zuordnung, Zeithorizont 

der Umsetzung, Zuständigkeiten, Umsetzungspriorität nach Satz 3 und Synergien mit 

weiteren Vorhaben der Gemeinde. 

(5) Die von Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 in ihren Aufgabenbereichen berührten Träger 

öffentlicher Aufgaben erhalten die Möglichkeit der Einsichtnahme des Maßnahmenkatalogs 

für die Dauer von 30 Tagen. Innerhalb dieser Frist können Stellungnahmen abgegeben 

werden. 

(6) Bereits bestehende relevante Planungen und sonstige Grundlagen, wie bestehende 

Brandschutzbedarfspläne, Hitzeaktionsplanungen, Starkregen- und 

Hochwassergefahrenkarten, Hochwasserrisikokarten sowie Hochwasserschutzkonzepte, 

Hochwasserpakte Maßnahmenprogramme nach § 82 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. 

Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 29. März 2026 

(BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert worden ist, Abwasserbeseitigungskonzepte, 

Wasserversorgungskonzepte sowie Landschafts- und Grünordnungspläne, sind zu 

berücksichtigen. Es soll identifiziert werden, welche Lücken bezüglich der Klimaanpassung 

in der bisherigen Planung für das Gebiet der Gemeinde bestehen; in den 

Klimaanpassungskonzepten sollen Maßnahmen zur Schließung dieser Lücken festgelegt 

werden. Inhalte aus bestehenden Klimaanpassungskonzepten oder Teilkonzepten, die mit den 

inhaltlichen Anforderungen der Absätze 2, 3 und 4 vergleichbar sind, können fortgeschrieben 

oder beibehalten werden, soweit sie nach Ermessen der Gemeinde hinreichend aktuell sind. 

Sie sollen dann als Bestandteil des Klimaanpassungskonzepts gemäß § 1 Absatz 1 geführt 

werden. Die Maßnahmen daraus sind in der Maßnahmenpriorisierung des Gesamtkonzeptes 

nach Absatz 4 Satz 3 zu berücksichtigen.  

 



 

 

§ 4 

Beschlussfassung und Fristen 

 

(1) Die Klimaanpassungskonzepte nach § 3 sind bis zum Ablauf des 30. November 2029 

durch den Rat der Gemeinde oder im Falle eines Gemeinsamen Klimaanpassungskonzeptes 

nach § 2 durch die beteiligten Räte der Gemeinden zu beschließen. 

(2) Sie sind im Anschluss an die Beschlussfassung innerhalb von 30 Tagen im Internet zu 

veröffentlichen und dem Landesamt für Natur, Umwelt und Klima Nordrhein-Westfalen 

anzuzeigen.  

 

§ 5 

Belastungsausgleich 

 

(1) Die verpflichteten Gemeinden nach § 1 erhalten für die Erstellung der 

Klimaanpassungskonzepte einen pauschalen Belastungsausgleich in Höhe von 55 000 Euro 

zuzüglich 0,10 Euro je Einwohnerin und Einwohner. 

(2) Maßgeblich für die Anzahl der in Absatz 1 genannten Einwohnerinnen und Einwohner ist 

die am 31. Dezember 2024 beim Statistischen Landesamt Nordrhein-Westfalen gemeldete 

Bevölkerungszahl. 

(3) Die Auszahlung der Mittel nach § 5 Absatz 1 erfolgt in drei gleichen Teilbeträgen. Die 

einzelnen Teilbeträge werden jeweils im August 2027, August 2028 und August 2029 an die 

Gemeinden ausgezahlt.  

 

§ 6 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2027 in Kraft. 

 

Düsseldorf, den X. Monat JJJJ 

 

 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

 

Der Ministerpräsident 

Hendrik  W ü s t 

 

Der Minister der Finanzen 

Marcus  O p t e n d r e n k 

 

Der Minister des Innern 

Herbert  R e u l 

 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef  L a u m a n n 

 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung 

Ina  S c h a r r e n b a c h 

 

Der Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 

Oliver  K r i s c h e r 



 

 

 

Die Ministerin für Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

Silke  G o r i ß e n 

 

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, 

Internationales sowie Medien und Chef der Staatskanzlei 

Nathanael  L i m i n s k i 

 

 

  



 

 

Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Die Rechtsverordnung ergeht auf Grundlage der Ermächtigung in § 5 Absatz 3 des 

Klimaanpassungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (KlAnG NRW). Sie regelt, welche Stellen 

Klimaanpassungskonzepte zu erstellen haben und welche inhaltlichen sowie 

verfahrensmäßigen Anforderungen dabei zu erfüllen sind. Damit erfüllt Nordrhein-Westfalen 

die entsprechende Verpflichtung des Bundesgesetzgebers in § 12 Absatz 1 Bundes-

Klimaanpassungsgesetz. Die Verordnung schafft einen Rahmen für Zuständigkeiten, 

Mindestinhalte, Verfahren, Fristen und den finanziellen Belastungsausgleich und stellt damit 

eine landesweite und einheitliche Umsetzung sicher. 

Die Auswirkungen des Klimawandels stellen Nordrhein-Westfalen vor erhebliche 

Herausforderungen. Den Gemeinden kommt dabei als Trägerinnen der kommunalen 

Planungshoheit und Daseinsvorsorge eine zentrale Rolle bei der Anpassung an diese Folgen 

zu. Die neue Pflicht zur Erstellung von Klimaanpassungskonzepten zielt auf die 

flächendeckende, systematische Erarbeitung und Priorisierung von 

Klimaanpassungsmaßnahmen. Die Verordnung trägt damit zur Klimaresilienz der Kommunen 

sowie zur Umsetzung landes- und bundespolitischer Klimaanpassungsziele bei. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 Zuständige Stellen 

Zu § 1 Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt die Gemeinden als zuständige Stellen für die Erstellung von 

Klimaanpassungskonzepten. Unter dem Gemeindebegriff werden Städte und Gemeinden 

gleichermaßen subsumiert. Eine Differenzierung zwischen kreisangehörigen und kreisfreien 

Städten erfolgt nicht. 

Die Zuweisung der Zuständigkeit an die Gemeinden trägt dem Umstand Rechnung, dass sich 

klimawandelbedingte Betroffenheiten lokal unterscheiden und ortsspezifische 

Anpassungsmaßnahmen erfordern. Da die Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen auf 

Grund der kommunalen Selbstverwaltungshoheit maßgeblich von den Gemeinden bestimmt 

wird, ist eine Erarbeitung der Klimaanpassungskonzepte durch die umsetzende Stelle selbst 

sachgerecht. Den Gemeinden wird auf Grundlage dieser Verordnung eine neue Aufgabe im 

Sinne des Artikel 78 Absatz 3 der Landesverfassung NRW übertragen. 

Zu § 1 Absatz 2 

Absatz 2 sieht Ausnahmen von der Pflicht zur Erstellung eines Klimaanpassungskonzepts für 

solche Gemeinden vor, denen bis zum 31. Dezember 2026 Fördermittel für die Erstellung 

eines Nachhaltigen Anpassungskonzepts nach den aufgezählten Bundesförderrichtlinien zur 

Förderung von Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels (DAS-

Förderung) bewilligt worden sind. 

Als Ausnahmen gelten sowohl unmittelbar geförderte Gemeinden, die sich eigenständig um 

die Förderung beworben haben, als auch mittelbar geförderte Gemeinden, die sich gemeinsam 

mit dem Kreis um ein gemeinsames Anpassungskonzept beworben haben. Sofern DAS-



 

 

geförderte Kreiskonzepte für die Zuständigkeiten der beteiligten kreisangehörigen Gemeinden 

Klimaanpassungsmaßnahmen vorsehen, sind diese Gemeinden für die Zwecke dieser 

Ausnahmeregelung gleich zu behandeln wie Gemeinden mit eigenem Konzept. 

Die Feststellung der verpflichteten Gemeinden erfolgt zum 1. Januar 2027 anhand des zu 

diesem Zeitpunkt aktuellen Bewilligungsstands der DAS-Förderung. Damit ist zum Zeitpunkt 

des Inkrafttretens der Verordnung eindeutig bestimmt, welche Gemeinden von der 

Verpflichtung gemäß Absatz 1 ausgenommen sind. Nur die verbleibenden Gemeinden ohne 

Förderbewilligung sind von der neuen Pflichtaufgabe betroffen und erhalten dafür den 

Belastungsausgleich nach § 5. 

Die Ausnahmeregelung des Absatzes 2 verfolgt mehrere Ziele: Erstens soll eine 

Doppelbelastung für Gemeinden vermieden werden, die erst kürzlich ein 

Klimaanpassungskonzept erstellt haben oder aufgrund der Bewilligung kurzfristig damit 

beginnen. Zweitens entsprechen die DAS-geförderten Konzepte den fachlichen 

Anforderungen der Förderrichtlinien und erfüllen damit zugleich mindestens die inhaltlichen 

Anforderungen dieser Verordnung, sodass weitere Anerkennungs- oder Prüfungsschritte 

entfallen können. Drittens erhalten DAS-geförderte Gemeinden bereits öffentliche Mittel für 

Klimaanpassungskonzepte, eine gesetzliche Verpflichtung würde einen doppelten Aufwand 

und eine doppelte Finanzierung bedeuten. Die durchschnittlichen Fördermittel übersteigen 

dabei den geplanten Belastungsausgleich für die Basiskonzepte dieser Verordnung, 

insbesondere aufgrund der begleitenden Personalförderung für zwei Jahre. Daher ergäbe sich 

ohne die Ausnahme das Risiko einer Rückzahlungsverpflichtung der DAS-Förderung: Die 

Verpflichtung zu kommunalen Wärmeplänen gemäß dem Landeswärmeplanungsgesetz NRW 

führte bei Kommunen, die zuvor über die Kommunalrichtlinie eine Förderung zur Erstellung 

der kommunalen Wärmeplanung erhalten hatten, zu einer Rückzahlverpflichtung der 

Bundesgelder. Eine vergleichbare Situation soll durch Absatz 2 vermieden werden. 

Die Frist zur Anerkennung der Bewilligungen wurde auf den 31. Dezember 2026 festgesetzt. 

Gemeinden, die Anpassungskonzepte nach den DAS Förderrichtlinien erstellen möchten, 

können innerhalb von zwei Jahren die Konzepte erstellen (bis Ende 2028, Verlängerung um 

ein Jahr möglich). Damit entspricht sie der Frist für die Erstellung und Beschlussfassung der 

Basiskonzepte gemäß § 4 Absatz 1 (bis zum 30. November 2029) und ermöglicht es 

Gemeinden, sich im Jahr 2026 kurzfristig um eine DAS-Förderung zu bewerben und in den 

Anwendungsbereich der Ausnahmeregelung zu gelangen.  

Gemeinden mit bestehenden Klimaanpassungskonzepten, die nicht mit Mitteln der DAS-

Förderung finanziert wurden, etwa selbst finanzierte oder aus anderen Förderprogrammen 

unterstützte Konzepte, fallen nicht unter die Ausnahmeregelung des § 1 Absatz 2. Für sie gilt 

die Verpflichtung zur Erstellung eines Klimaanpassungskonzeptes nach dieser Verordnung. 

Die Möglichkeit, Inhalte bestehender Klimaanpassungskonzepte zu übernehmen, ist in § 3 

Absatz 6 geregelt. 

Zu § 2 Interkommunale Zusammenarbeit 

§ 2 eröffnet den Gemeinden die Möglichkeit, ein gemeinsames Klimaanpassungskonzept zu 

erstellen. Ziel dieser Regelung ist es, die Effizienz, die fachliche Abstimmung und letztlich 

die Qualität der Planungen zu steigern. Die Vorschrift trägt dem Umstand Rechnung, dass 

klimatische Auswirkungen sowie Anpassungserfordernisse nicht an Gemeindegrenzen 

haltmachen und eine überörtliche Betrachtung von Wirkungszusammenhängen erfordern. 

Zudem ermöglicht eine koordinierte und abgestimmte Betrachtung die Planung von 



 

 

Klimaanpassungsmaßnahmen, deren Umsetzung und Wirkung sich auf mehrere Gemeinden 

erstrecken. 

Als Kooperationsformen sind die Formen nach dem Gesetz über kommunale 

Gemeinschaftsarbeit ausdrücklich zugelassen, gemeint sind Arbeitsgemeinschaften, 

Zweckverbände, gemeinsame Kommunalunternehmen und öffentlich-rechtliche 

Vereinbarungen gemäß § 1 Absatz 2 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 

Nordrhein-Westfalen. Die interkommunale Zusammenarbeit im Sinne dieser Vorschrift 

unterliegt keinen weiteren Einschränkungen. So kann beispielsweise die Konzepterstellung 

durch den Kreis für einzelne oder alle kreisangehörigen Gemeinden auf Grundlage einer 

öffentlich-rechtlichen Vereinbarung übernommen werden. Trotz des gemeinsamen 

Klimaanpassungskonzepts bleibt jede Gemeinde einzeln verpflichtet, die 

gemeindebetreffenden Teile des Konzepts gemäß § 4 Absatz 1 dem jeweiligen Rat zur 

Beschlussfassung vorzulegen. Der Belastungsausgleich gemäß § 5 Absatz 1 wird allen 

verpflichteten Gemeinden einzeln ausgezahlt; bei interkommunaler Zusammenarbeit bedarf es 

daher individueller Regelungen zur Kostenverteilung zwischen den beteiligten Gemeinden. 

Zu § 3 Mindestanforderungen an Klimaanpassungskonzepte 

Zu § 3 Absatz 1 

Absatz 1 gibt einen Überblick über die notwendigen inhaltlichen Schritte der Basis-

Klimaanpassungskonzepte. Die drei zentralen Bestandteile - Darstellung der 

Klimaentwicklung und Klimafolgen, Betroffenheitsanalyse und Maßnahmenkatalog - bilden 

eine aufeinander aufbauende Struktur. Die weiteren Absätze dieses Paragraphen (Absatz 2 bis 

Absatz 6) konkretisieren die inhaltlichen und verfahrensmäßigen Anforderungen dieser drei 

Elemente. 

Zu § 3 Absatz 2 

Absatz 2 konkretisiert die Anforderungen an die Darstellung der Klimaentwicklung und der 

Klimafolgen. Damit soll eine einheitliche Qualität der Datengrundlage für alle kommunalen 

Klimaanpassungskonzepte sichergestellt werden.  

Die Darstellung der Klimaentwicklung hat anhand vorgegebener Indikatoren sowohl für die 

Gegenwart als auch für die Mitte des Jahrhunderts (2031–2060) und die ferne Zukunft (2071–

2100) zu erfolgen; für die Zukunftsprojektionen ist mindestens ein Hochemissionsszenario als 

Worst-Case-Betrachtung zugrunde zu legen. Als Mindestindikatoren sind vorgegeben: 

Jahresmitteltemperatur, Anzahl der Sommertage, Anzahl heißer Tage, Anzahl der 

Tropennächte, Anzahl der Hitzewellen, Jahresniederschlagssummen sowie Sommer- und 

Winterniederschläge. 

Die räumliche Darstellung der Klimafolgen Hitze, Trockenheit, Starkregen und Hochwasser 

ist für die Gegenwart zu erbringen. Eine Projektion in die Zukunft wird nicht gefordert, da 

eine belastbare Prognose der künftigen Raumnutzung, in der die Folgen darzustellen wären, 

mit zu großer Unsicherheit behaftet ist.  

Die für die Darstellung der Klimaentwicklung und der Klimafolgen erforderlichen Daten 

werden vom Landesamt für Natur, Umwelt und Klima Nordrhein-Westfalen aufbereitet und 

den Gemeinden zur Verfügung gestellt. Damit entfällt für die Gemeinden die Notwendigkeit 

einer eigenen Datenanalyse und -verarbeitung. Die zentrale Datenbereitstellung durch das 



 

 

LANUK gewährleistet fachliche Qualität und führt durch die gebündelte Leistungserbringung 

zu einer Kostenreduktion sowie einer Entlastung der Kommunen. Sofern Gemeinden eigene 

Daten verwenden möchten, ist dies möglich, sofern die Mindestanforderungen an die 

Darstellung der Klimaentwicklung und der Klimafolgen erfüllt sind. 

Zu § 3 Absatz 3  

Absatz 3 regelt die Erarbeitung der Betroffenheitsanalyse. Diese dient der Identifizierung der 

kommunalen Betroffenheit durch den Klimawandel: Es wird geprüft, welche Handlungsfelder 

der Gemeinde durch die Klimaentwicklung negativ beeinträchtigt werden. Die Betroffenheit 

kann sich dabei mittelbar aus funktionalen Zusammenhängen ergeben (z. B. 

Borkenkäferschäden als Folge warmer Winter) oder unmittelbar aus einer kleinräumigen 

Betroffenheit (z. B. Kindertagesstätte in Senkenlage bei Starkregenereignissen). Neben den 

Darstellungen der Klimaentwicklung und der räumlichen Ausprägung der Klimafolgen gemäß 

Absatz 2 kann auch die Dokumentation vergangener Ereignisse als Grundlage für die 

Betroffenheitsanalyse zweckmäßig sein. 

Die Betroffenheitsanalyse ist in einem fachübergreifenden Abstimmungsprozess innerhalb der 

Verwaltung zu erarbeiten. Jede Gemeinde trifft und begründet die Auswahl der zu 

berücksichtigenden Handlungsfelder anhand der individuellen Betroffenheit von 

Schutzgütern. Solche können zum Beispiel wirtschaftliche Betätigungen, kritische 

Infrastrukturen oder vulnerable Gruppen sein. Damit können je Handlungsfeld die 

unterschiedlichen Vulnerabilitäten identifiziert werden. Diese können funktional oder 

räumlich eingegrenzt werden, beispielsweise als räumliche Hotspots. Nach Möglichkeit 

können auch Daten zur vorhandenen Anpassungskapazitäten gegenüber dem Klimawandel 

berücksichtigt werden zur Beurteilung der Vulnerabilität. Zur Auswahl geeigneter 

Handlungsfelder stellt die Landesregierung unterstützendes Informationsmaterial zur 

Verfügung. 

Zu § 3 Absatz 4 

Absatz 4 trifft Vorgaben für den Maßnahmenkatalog. Der Maßnahmenkatalog fasst die 

erforderlichen Klimaanpassungsmaßnahmen auf Grundlage der Betroffenheitsanalyse 

zusammen. Die Erarbeitung von Maßnahmen für alle Handlungsfelder anhand der 

festgestellten Vulnerabilität  soll in einem fachübergreifenden, moderierten 

Abstimmungsprozess erfolgen und Betroffenheiten durch Vorsorgemaßnahmen mindern. 

Der Maßnahmenbegriff ist dabei weit gefasst. Er umfasst konzeptionelle und planerische 

Maßnahmen (z. B. notwendige Fachkonzepte oder noch zu konkretisierende Planungen), 

konkrete Bauvorhaben sowie informative und partizipative Maßnahmen, etwa durch 

Verhaltenshinweise oder zur Förderung der Eigenvorsorge von Bürgerinnen und Bürgern.  

Die Maßnahmen nach Satz 2 Nummer 1 betreffen die Zuständigkeitsbereiche der Gemeinde. 

Für diese ist jeweils ein Maßnahmensteckbrief mit den in Satz 4 genannten Angaben 

auszuarbeiten. Zusätzlich sind alle Maßnahmen in der Zuständigkeit der Gemeinde 

untereinander für die Umsetzung zu priorisieren. Da für die Umsetzung von 

Klimaanpassungsmaßnahmen gemeinsame Ressourcen wie Personal und Haushaltsmittel zu 

verteilen sind, schafft eine transparente Priorisierung die Grundlage für eine realistische 

Umsetzungsplanung. Maßnahmen, die eine Integration der Klimaanpassung in laufende und 

zukünftige Fachplanungen und -vorhaben vorsehen, sind im Sinne des 

„Mainstreamingansatzes“ ausdrücklich auch als Klimaanpassungsmaßnahmen anerkannt. 



 

 

Dem dient die „Darstellung von Synergien mit weiteren Vorhaben der Gemeinde“ im 

Maßnahmensteckbrief. 

Für ein vollständiges Bild wird nach Satz 2 Nummer 2 im Maßnahmenkatalog zudem 

aufgezeigt, welche Klimaanpassungsmaßnahmen im Gebiet der Gemeinde in Betracht 

kommen, die in der Zuständigkeit anderer Träger öffentlicher Aufgaben liegen. Der Wortlaut 

"Empfehlung" stellt klar, dass das Klimaanpassungskonzept die anderen Träger nicht bindet. 

Träger öffentlicher Aufgaben im Sinne des § 2 Absatz 1 KlAnG NRW sind alle Stellen, die 

öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder an ihnen mitwirken. In Betracht kommen im Kontext 

der Klimaanpassungskonzepte insbesondere kommunale Akteure, die Zuständigkeiten zur 

Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen in den relevanten Handlungsfeldern der 

Gemeinde haben. Dies können z.B.  Unternehmen der technischen Ver- und Entsorgung, 

Betreibende von Betreuungs- und Pflegeeinrichtungen, Behörden auf Kreisebene, obere 

Verwaltungsbehörden, Landesbetriebe wie Straßen.NRW oder Wald und Holz sowie 

berufliche Interessensverbände sein.  

 

Zu § 3 Absatz 5  

Absatz 5 regelt die Beteiligung der Träger öffentlicher Aufgaben am Maßnahmenkatalog. 

Den von den Empfehlungen nach Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 betroffenen Trägern öffentlicher 

Aufgaben ist der Maßnahmenkatalog nach Absatz 4 für eine Frist von 30 Tagen zur 

Einsichtnahme zu übermitteln; innerhalb dieser Frist können Stellungnahmen abgegeben 

werden. Durch diese Beteiligung soll sichergestellt werden, dass ein inhaltlicher Austausch 

zwischen den konzepterstellenden Gemeinden und den für die Umsetzung der Empfehlungen 

zuständigen Stellen stattfindet. Gleichzeitig dient die Beteiligung der Bewertung und 

Plausibilisierung der Ergebnisse der Betroffenheitsanalyse und des Maßnahmenplans.  

Zu § 3 Absatz 6 

Absatz 6 verpflichtet zur Berücksichtigung bereits bestehender Planungen und Konzepte und 

damit zu einer Bestandsaufnahme. In den Gemeinden liegen auf Grund gesetzlicher Pflichten 

und freiwilliger Leistungen häufig bereits fachliche Grundlagen zur Klimaanpassung vor, 

sowohl für die Darstellung der Klimaentwicklung und der Klimafolgen als auch für die 

Betroffenheitsanalyse und den Maßnahmenkatalog. Diese Planungen und Daten sind für die 

Klimaanpassungskonzepte zu nutzen, um Doppelarbeit zu vermeiden und die Maßnahmen in 

die vorhandenen örtlichen Klimaanpassungsaktivitäten einzubetten. Dies gilt sowohl für 

fachliche Teilkonzepte als auch für bestehende Klimaanpassungskonzepte. Die Beurteilung 

der Aktualität der jeweiligen Fachkonzepte und Planungen liegt im Ermessen der Gemeinde. 

Die übernommenen Inhalte sind in die Systematik der Klimaanpassungskonzepte dieser 

Verordnung einzupassen und fließen auch in die Maßnahmenpriorisierung nach Absatz 4 Satz 

3 ein. 

Zu § 4 Beschlussfassung und Fristen 

Zu § 4 Absatz 1 

Absatz 1 sieht eine Beschlussfassung des Klimaanpassungskonzepts durch den Rat der 

Gemeinde vor. Aufgrund des interdisziplinären Charakters und der strategischen Bedeutung 

eines solchen Konzepts ist die Zuständigkeit des Rates sachgerecht. Die 



 

 

Klimaanpassungskonzepte sind bis zum Ablauf des 30. November 2029 zu beschließen, damit 

Konzepterstellung und anschließende Anzeige beim Landesamt für Natur, Umwelt und Klima 

Nordrhein-Westfalen bis zum Jahresende 2029 abgeschlossen sind. Im Falle eines 

gemeinsamen Klimaanpassungskonzepts nach § 2 hat jede beteiligte Gemeinde einen 

gesonderten Beschluss über die jeweils gemeindebetreffenden Aussagen des gemeinsamen 

Konzepts zu fassen. 

Zu § 4 Absatz 2 

Absatz 2 dient der Nachverfolgung der kommunalen Umsetzung der Verpflichtung und der 

Kommunikation mit der Öffentlichkeit.  Die Veröffentlichungspflicht im Internet auf den 

Homepages der Gemeinden oder ggf. auch Kreise ermöglicht den Bürgerinnen und Bürgern 

eine Einsichtnahme. Die Anzeige beim Landesamt dient der Überprüfung der Rechtmäßigkeit 

und einer kursorischen Prüfung der Vollständigkeit anhand der Mindestanforderungen des § 

3. Eine darüber hinaus gehende inhaltliche Detailprüfung ist nicht vorgesehen. 

Zu § 5 Belastungsausgleich 

Zu § 5 Absatz 1 

Absatz 1 regelt den finanziellen Ausgleich für die den Gemeinden entstehenden 

Mehrbelastungen auf Grundlage der Vorgaben des Konnexitätsausführungsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen. Die pauschale Ausgestaltung kombiniert einen Sockelbetrag von 

55.000 Euro mit einer einwohnerbezogenen Komponente von 0,10 Euro je Einwohnerin und 

Einwohner. Der Betrag wurde im Rahmen des Konnexitätsverfahrens bestimmt. Dadurch 

wird sowohl ein gemeindegrößenunabhängiger Mindestaufwand berücksichtigt, als auch der 

mit zunehmender Gemeindegröße steigende Aufwand angemessen abgebildet. 

Zu § 5 Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt als Bezugsgröße für die einwohnerbezogene Komponente die beim 

Statistischen Landesamt Nordrhein-Westfalen zum 31. Dezember 2024 gemeldete 

Bevölkerungszahl. Damit wird ein einheitlicher Stichtag festgelegt, der zum Zeitpunkt der 

Erarbeitung der Verordnung bereits feststeht und Planungssicherheit für Gemeinden und Land 

schafft. 

Zu § 5 Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Auszahlung des Belastungsausgleichs in drei gleichen Jahrestranchen. Die 

Teilbeträge werden jeweils im August 2027, 2028 und 2029 an die Gemeinden ausgezahlt und 

entsprechen zusammen dem Gesamtbetrag nach Absatz 1. Die Aufteilung auf drei Jahre, vom 

Inkrafttreten der Verordnung bis zur Frist für die Anzeige des fertigen Konzepts, ermöglicht 

den Gemeinden eine flexible zeitliche Steuerung ihrer Konzepterstellung, ohne Mittel vorab 

abrufen zu müssen. Die automatische Auszahlung reduziert den Verwaltungsaufwand auf 

Seiten der Gemeinden. Der August wurde als Auszahlungsmonat gewählt, um 

Überschneidungen mit den Abschlussarbeiten zum Haushaltsjahr zu vermeiden. 


	Leere Seite

